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im Interesse der Wiederherstel lung der öffent l ichen Ordnung und 

Sicherheit  notwendig ist .  Die Maßnahme ist  abzuschl ießen und die 

Einschränkung der Rechte ist  zwingend zu beenden, wenn die Gefahr 

abgewehrt oder die Störung beseit igt  wurde, wenn die betreffende 

Person zur Gefahrenabwehr keinen Beitrag mehr leisten kann oder 

wenn festgestel l t  wird, daß der vor l iegende Sachverhalt  nicht 

mehr die Unumgängl ichkeit  der Wahrnehmung der Befugnisse begrün­

det .

Für die Gefahrenabwehr oder Beseit igung von Störungen 
ist  zunächst diejenige Person verantwort l ich,durch 
die dieser Zustand verursacht wurde (§ 9 Abs. 1) oder 
die für die die Gefahr verursachende Sache haftet 
(§ 9 Abs. 2).

Durch diesen Grundsatz werden die Diensteinheiten der Linie IX 

verpf l ichtet,  s ich direkt an den Verursacher einer Gefahr oder 

Störung zu wenden. Diese aus dem Erfordernis der schnel len 

und unverzügl ichen Beseit igung von Gefahren und Störungen resul­

t ierende Rechtspf l icht gestattet es dem Untersuchungsorgan grund­

sätzl ich nicht,  auf der Grundlage der Befugnisse des VP-Gesetzes 

z. B. erst andere Maßnahmen durchzuführen und sich erst danach 

an den Verursacher zu wenden, obwohl dieser berei ts sofort  für 

die Gefahrenabwehr hätte verantwort l ieh gemacht werden können.

Die Einbeziehung anderer Personen (Nichtverursacher) in die Ge­

fahrenabwehr ist  nur mögl ich, wenn weder durch den Verursacher 

selbst noch durch das MfS die Gefahr abgewehrt werden kann.

3.3.2. Zu den al lgemeinen Voraussetzungen für die Wahrnehmung 

der Befugnisse des VP-Gesetzes

Die Befugnisse des VP-Gesetzes können nur wahrgenommen werden, 

wenn die im VP-Gesetz normierten Voraussetzungen dafür vor l iegen. 

Die Voraussetzungen für die Wahrnehmung der Befugnisse werden 

sowohl in den grundsätzl ichen Best immungen des ersten und zweiten


